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Recht & Konsum

Wegen meiner vielen Muttermale gehe 
ich seit etwa zehn Jahren jährlich zum 
Hautarzt zur Kontrolle. Das kostet 
jeweils etwa 100 Franken, die der Arzt 
direkt mit der Krankenkasse abrech-
net. Nun habe ich bemerkt, dass er auf 
der Rechnung jeweils «Krankheit» als 
Grund angab, obwohl es sich um eine 
Vorsorgeuntersuchung handelte. Die 
Folge war, dass die Krankenkasse den 
Betrag über die Grundversicherung 
abrechnete, wo ich eine hohe Fran-
chise und einen Selbstbehalt habe. 
Deshalb blieben die Kosten regelmäs-
sig an mir hängen. Das hätte nicht sein 
müssen, denn ich verfüge bei dersel-
ben Kasse auch über eine Zusatzversi-

cherung für Prävention. Sie über-
nimmt 75 Prozent solcher Kosten – no-
tabene ohne Franchise und Selbstbe-
halt. In den letzten zehn Jahren habe 
ich somit etwa 750 Franken zu viel aus 
dem eigenen Sack bezahlt. Eine Um-
frage im Bekanntenkreis ergab, dass 
ich kein Einzelfall bin. Auf Anfrage 
teilt mir meine Kasse mit, sie könne 
nur die Kosten der letzten zwei Jahre 
rückwirkend aus der Zusatzversiche-
rung übernehmen, der Rest sei ver-
jährt. Muss ich mich wirklich damit 
abfinden?

Ja, die Verjährungsfrist beträgt bei Zu-
satzversicherungen tatsächlich zwei 
Jahre. Weiter zurück muss die Kasse 
nicht zahlen. Deshalb ist es für Patienten 
umso wichtiger, zu prüfen, ob auf der 
Arztrechnung der richtige Untersu-
chungsgrund steht. Denn es kommt lei-
der allzu oft vor, dass Ärzte Vorsorge-
untersuchungen als «Krankheit» abrech-
nen. Das betrifft nicht nur Hautärzte, 
sondern auch Frauenärzte und Magen-
Darm-Ärzte (Darmspiegelungen). Pati-
enten mit einer Zusatzversicherung für 
Prävention müssen daher genau aufpas-
sen, damit sie am Ende nicht unnötiger-
weise selber zahlen.

Wenn Ihr Arzt direkt mit der Kasse 
abrechnet, sollten Sie von ihm verlan-
gen, dass er Ihnen jeweils eine Rech-
nungskopie schickt. Darauf haben Sie 
Anspruch. Zusätzlich sollten Sie ihn bit-
ten, in Zukunft «Prävention» statt 
«Krankheit» als Untersuchungsgrund 
anzugeben. So müsste die Rechnung bei 
Ihrer Kasse automatisch über die Zusatz-
versicherung laufen. Es empfiehlt sich 
aber trotzdem, die Leistungsabrechnun-
gen in dieser Hinsicht zu kontrollieren.
Problematisch sind in diesem Zusam-
menhang auch die Kleber, die verschie-
dene Krankenkassen ihren Kunden ab-
geben, um sie vor dem Einreichen auf 
die Arztrechnungen zu kleben. Bei eini-
gen Kassen muss man ankreuzen, ob es  
bei der Konsultation um «Krankheit», 
«Unfall» oder «Mutterschaft» ging. «Prä-
vention» kommt auf diesen Klebern gar 
nicht vor. Versicherte sollten deshalb ei-
genhändig darauf vermerken, wenn es 
sich um eine Vorsorgeuntersuchung 
handelte.

Leser fragen

Muss die Kasse den 
Vorsorgeuntersuch 
übernehmen?

Thomas Müller
beantwortet Ihre Fragen zum 
Arbeitsrecht, Konsumrecht, 
Sozialversicherungsrecht  
und Familienrecht.
 
Senden Sie uns Ihre Fragen an  
rechtundkonsum@tages-anzeiger.ch

Thomas Müller

Kaum ein Thema beschäftigt Stockwerk-
eigentümer so stark wie die Verteilung 
von Reparatur- und Renovationskosten. 
Wer zahlt, wenn ein kaputtes Fenster er-
setzt werden muss – der Eigentümer der 
betreffenden Wohnung oder die Eigen-
tümergemeinschaft? Wer kommt für 
eine Balkonsanierung auf, wer für die 
Reparatur des Lifts? Fragen, die an Ei-
gentümerversammlungen oft zu hitzi-
gen Diskussionen führen.

Sicher ist: Betreffen die Kosten Ge-
bäudeteile, die im Sonderrecht eines Ei-
gentümers stehen, so muss dieser allein 
dafür geradestehen. Das Sonderrecht 
umfasst in der Regel Bodenbeläge, 
Wandverputz, Deckenverkleidungen, 
nicht tragende Trennwände, Türen, 
Cheminées sowie Küchen-, Badezim-
mer- und Toiletteneinrichtungen. Sind 
einer Wohnung Nebenräume zugeteilt 
(Bastelraum, Keller, Estrich, Garagen-
box, separate Waschküche), so muss der 
Eigentümer auch hier alle Unterhalts- 
und Renovationskosten selber tragen.

Anders bei den gemeinschaftlichen 
Teilen, wo die Kosten grundsätzlich 
nach Wertquoten verteilt werden. Exis-
tiert ein Erneuerungsfonds, so werden 
kostspielige Sanierungen in der Regel 
daraus beglichen. Zwingend gemein-
schaftlich sind laut Gesetz vor allem:

 ¬ Elementare Gebäudeteile. Funda-
ment, tragende Mauern, Dach, Böden, 
Decken, Isolationen und Abdichtungen.

 ¬ Bauteile, die das Aussehen des Ge-
bäudes bestimmen. Fassade, Fenster-
fronten, Fenstersimse, Balkone, Terras-
sen, Kamine, Hauseingangstür.

 ¬ Gemeinsam benützte Einrichtungen. 
Treppenhaus, Lift, Waschküche, Velo-
raum, Zentralheizung, Leitungen.

 ¬ Umliegendes Land. Garten, Stütz-
mauern, Zäune, Parkplätze, Fusswege.

Zusätzlich können im Reglement wei-
tere Gebäudeteile als gemeinschaftlich 
ausgeschieden werden. Für Wohnungs-
besitzer ist es daher zentral, bei Unsi-
cherheiten zuerst das Reglement zu 
 konsultieren. Oft ist darin geregelt, wer 
welche Kosten tragen muss.

Sonderrecht hat viele Nachteile
Vor allem gewisse Gebäude- und Grund-
stückteile geben jedoch immer wieder 
Anlass zu Diskussionen:

Fenster. Die juristische Lehre erlaubt 
es, normale Fenster und Balkontüren 
(nicht aber ganze Fensterfronten) regle-
mentarisch dem Sonderrecht der einzel-
nen Wohnungsbesitzer zuzuweisen. Do-
minik Romang, Präsident des Schweizer 
Stockwerkeigentümerverbands, kriti-
siert dies: «Fenster prägen das äussere 
Erscheinungsbild eines Gebäudes und 
müssen daher zwingend gemeinschaft-
lich sein.» Seiner Ansicht nach könnte 
ein Eigentümer vor Gericht geltend 
 machen, dass die entsprechende Regle-
mentsbestimmung ungültig ist – mit der 
Folge, dass Fensterreparaturen und -re-
novationen von der Gemeinschaft zu 
tragen wären. Das Bundesgericht hat 
darüber noch nie entschieden.

Rechtsanwalt Romang verweist auch 
auf die praktischen Probleme, wenn 
Fenster laut Reglement zum Sonder-

recht gehören. «Eine energetische Ge-
samtsanierung der Liegenschaft ist dann 
kaum mehr möglich, weil einige Eigen-
tümer ihre Fenster vielleicht vor zwei 
Jahren bereits saniert haben und andere 
noch gar nie etwas daran gemacht ha-
ben. Erstere würden sich dann verständ-
licherweise weigern, zuzustimmen.»

Um Unsicherheiten zu vermeiden, 
empfiehlt der Fachmann, Fenster und 
Balkontüren – wie übrigens auch Rolllä-
den und Sonnenstoren – im Reglement 
als gemeinschaftlich zu erklären. So sei 
gewährleistet, dass nicht jeder Eigen-
tümer diese Teile in Eigenregie ersetze 
und damit den optischen Gesamtein-
druck des Gebäudes gefährde. Um dem 
Verursacherprinzip Rechnung zu tra-
gen, könne im Reglement auch festge-
legt werden, dass jeder Eigentümer die 
Kosten für Reparatur und Ersatz seiner 
Fenster und Storen allein trage, statt alle 
Kosten nach Wertquoten zu verteilen.

Balkone. Einige Reglemente schei-
den die Innenseite von Balkonen als 
Sonderrecht aus. Dies ist laut Dominik 
Romang rechtswidrig, weil Balkone 
keine abgeschlossenen Räume sind, wie 
es das Gesetz für Sonderrechtsteile ver-
langt. Auch führen solche Klauseln oft 
zu Problemen bei Sanierungen, weil 
Wohnungseigentümer Eingriffe in ihr 
Sonderrecht nicht dulden müssen. Sie 
können somit verhindern, dass ihr Bal-
kon innen saniert wird. Die restlichen 
Eigentümer müssten eine notwendige 
Sanierung dann vor Gericht durchset-
zen. Besser sei es, so Romang, Balkone 
als Ganzes im Reglement als gemein-
schaftlich zu bezeichnen und dem je-
weiligen Besitzer ein ausschliessliches 
Benützungsrecht einzuräumen.

Gartensitzplätze. Sie können nicht 
zu Sonderrecht erklärt werden, obwohl 
sie nur von den Bewohnern der dazu ge-
hörenden Parterrewohnungen benützt 
werden. Ihnen wird in der Regel im Re-
glement ein alleiniges Benützungsrecht 
eingeräumt. Im Gegenzug müssen sie ih-
ren Gartenanteil unterhalten, das heisst 
Rasen mähen, Sträucher schneiden etc. 
Die Pflege des restlichen Gartens geht 
zulasten aller.

Lift nützt auch im Parterre
Um stossende Ergebnisse zu vermeiden, 
sieht das Gesetz vor, dass beim Verteilen 
gemeinschaftlicher Kosten zu berück-
sichtigen ist, «wenn bestimmte Bauteile, 
Anlagen oder Einrichtungen einzelnen 
Stockwerkeinheiten nicht oder nur in 
ganz geringem Mass dienen» (Artikel 
712h Absatz 3 ZGB). Wohnungseigen-
tümer müssen in solchen Fällen nichts 
oder zumindest nicht entsprechend ih-
rer Wertquote an die Auslagen beisteu-
ern. Es versteht sich von selbst, dass die-
ser Artikel zu endlosen Diskussionen 
führen kann. Rechtsanwalt Romang 
spricht vom «Öffnen der Büchse der 
Pandora: Wenn man mal damit anfängt, 
nehmen die Abgrenzungsprobleme kein 
Ende mehr.» Laut Bundesgericht ist die 
Bestimmung denn auch zurückhaltend 
anzuwenden.

Trotzdem machen Wohnungseigen-
tümer in der Praxis immer wieder gel-
tend, bestimmte Unterhalts- und Reno-
vationsarbeiten an gemeinschaftlichen 
Teilen nützten ihnen nichts und sie 
müssten deshalb auch nichts daran zah-
len. Etwa dann, wenn auf der Dachter-
rasse der Plattenboden ersetzt wird, der 
nur dem Bewohner der Attikawohnung 

zum Herumlaufen dient. Oder wenn ein 
Reinigungsinstitut ein Oberlicht reinigt, 
damit wieder mehr Licht in die oberste 
Wohnung einfällt. In solchen Fällen sind 
laut Dominik Romang tatsächlich alle 
Kosten vom Besitzer der Attikawohnung 
zu tragen. Anders wäre es, wenn das 
Oberlicht undicht wäre oder der Platten-
boden eine abdichtende Funktion hätte: 
Dann stünde die Dichtigkeit des Daches 
auf dem Spiel und somit der Werterhalt 
der Liegenschaft, weshalb die Gemein-
schaft als Ganzes zahlen müsste.

Häufiger Diskussionspunkt sind auch 
die Kosten für Reparatur und Unterhalt 
des Lifts. Besitzer von Erdgeschosswoh-
nungen argumentieren gern damit, der 
Lift sei für sie nutzlos, ergo müssten sie 
sich auch nicht an den Auslagen beteili-
gen. Damit kommen sie aber nur durch, 
wenn ihnen der Lift tatsächlich nichts 
nützen  k a n n.  Haben sie im Dachstock 
ein Estrichabteil oder im Untergeschoss 
einen Bastelraum oder einen Garagen-
platz, zu dem sie mit dem Lift fahren 
können, müssen sie mitzahlen. Ebenso, 
wenn in einer Liegenschaft nachträglich 
ein Lift eingebaut wird. Denn damit ist 
eine Wertsteigerung verbunden, die al-
len Eigentümern zugutekommt.

Verbandspräsident Romang rät gene-
rell, auch mal eine Fünf gerade sein zu 
lassen: «Es ist ganz wichtig, dass man 
vor lauter Eigeninteressen den Blick fürs 
Ganze nicht verliert.»

Rechtsberatung: Schweizer Stockwerk
eigentümerverband, 043 244 56 40,  
www.stockwerk.ch.
Welches Quorum für welchen Beschluss? 
Am Mittwoch auf  
www.rechtundkonsum.tagesanzeiger.ch.

Beim Zahlen hört die gute 
Nachbarschaft auf
Stockwerkeigentümer sind sich oft uneinig, wer für Reparaturen aufkommen muss. Die wichtigsten Regeln.

Je mehr Besitzer, desto grösser das Konfliktpotenzial: Eine Überbauung in Zug. Foto: Alexandra Wey (Keystone)
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Malbec
Kaiken
Mendoza, 2013*, 75 cl
Art.-Nr.:
100107521

Hacienda
Monasterio
Ribera del
Duero DOC
Spanien, 2012*, 75 cl
Art.-Nr.: 100108616

ab 6 Flaschen 39.90
Art.-Nr.: 100108615

Juan Gil Silver
Label 12 Mesa
Spanien, 2012*, 75 cl
Art.-Nr.: 100106655

Heidenboden
Rot,
Reeh Hannes
Burgenland, 2013*, 75 cl
Art.-Nr.: 100108210

Cabernet
Sauvignon
Kaiken
Mendoza DO
Mendoza, 2012*, 75 cl
Art.-Nr.:
100107520
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ab 12 Flaschen/
Vorteilspreis

Terra di
Monteverro
Toscana, 2011*
75 cl
Art.-Nr.:
100107095

39.90
Konkurrenzvergleich

53.90

Mendoza, 2013*, 75 cl
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